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Anwesend: 

Ausschussmitglieder: 

1. Abg. Thomas Adasch (CDU), Vorsitzender 

2. Abg. Karsten Becker (SPD) 

3. Abg. Dunja Kreiser (SPD) 

4. Abg. Deniz Kurku (SPD) 

5. Abg. Bernd Lynack (SPD) 

6. Abg. Doris Schröder-Köpf (SPD) 

7. Abg. Ulrich Watermann (SPD) 

8. Abg. Veronika Koch (i. V. d. Abg. André Bock) (CDU) 

9. Abg. Rainer Fredermann (CDU) 

10. Abg. Bernd-Carsten Hiebing (CDU) 

11. Abg. Sebastian Lechner (CDU) 

12. Abg. Uwe Schünemann (CDU) 

13. Abg. Susanne Menge (GRÜNE) 

14. Abg. Dr. Marco Genthe (FDP) 

15. Abg. Jens Ahrends (AfD) 

 

 

Weitere Sitzungsteilnehmerinnen und Sitzungsteilnehmer: 

siehe Anwesenheitsliste (Anlage). 

 

 

Von der Landtagsverwaltung: 

Regierungsrätin Armbrecht. 

 

 

Vom Gesetzgebungs- und Beratungsdienst: 

Ministerialrat Dr. Miller,  

Regierungsdirektor Müller-Rüster, 

Richter am Verwaltungsgericht Dr. Lodzig. 

 

 

Niederschrift: 

Redakteurin Harmening, Stenografischer Dienst. 

 

 

Sitzungsdauer: 10.15 Uhr bis 10.23 Uhr und 10.45 Uhr bis 11.25 Uhr. 
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Außerhalb der Tagesordnung: 

Erweiterung der Tagesordnung 

Vors. Abg. Thomas Adasch (CDU) thematisierte 

den am Vortag eingegangenen Antrag der Frakti-

on von Bündnis 90/Die Grünen auf eine mündli-

che Unterrichtung durch die Landesregierung 

zum Entschließungsantrag „Sicherer Hafen Nie-

dersachsen - Lokale Solidarität für in Seenot ge-

ratene Geflüchtete“ (Drs. 18/4483). Die Fraktion 

von Bündnis 90/Die Grünen habe aufgrund der 

„prekären Situation in den griechischen Hotspots“ 

darum gebeten, die Beschlussfassung über den 

Antrag kurzfristig auf die heutige Tagesordnung 

zu setzen und die Ausschussmitglieder über den 

Antrag zu informieren. Ferner wünsche die Frak-

tion von Bündnis 90/Die Grünen eine Unterrich-

tung in der für den 19. März 2020 vorgesehenen 

Sitzung.  

Der Ausschussvorsitzende wies darauf hin, dass 

sich die Ausschussmitglieder darauf verständigt 

hätten, dass Wünsche zur Tagesordnung bis zum 

Freitag vor der aktuellen Sitzung eingehen müss-

ten. Später eingehende Anträge würden, sofern 

keine besondere Eilbedürftigkeit bestehe, zur Be-

schlussfassung in die Tagesordnung der nächs-

ten regulären Sitzung aufgenommen. Wann die 

Landesregierung dann unterrichte, entscheide 

diese in Absprache mit dem Ausschussvorsitzen-

den. Dies könne nicht seitens der Fraktionen vor-

gegeben werden. Ferner merkte er an, dass jede 

Fraktion selbst für die Information der übrigen 

Ausschussmitglieder verantwortlich sei.  

Vor dem geschilderten Hintergrund werde er die 

Beschlussfassung über den Antrag auf die Ta-

gesordnung für die nächste Sitzung setzen.  

Abg. Susanne Menge (GRÜNE) sagte, sie habe 

um eine Beschlussfassung heute und um eine 

Unterrichtung in der nächsten Sitzung gebeten, 

weil die für den 19. März 2020 vorgesehene Sit-

zung der letzte Termin vor der Osterpause sei 

und eine Unterrichtung sonst erst im April erfol-

gen könne. Sie beantragte, die aktuelle Tages-

ordnung um die Beschlussfassung über den An-

trag auf Unterrichtung zu erweitern.  

Vors. Abg. Thomas Adasch (CDU) erklärte, dass 

der Antrag als abgelehnt gelte, sobald eine Frak-

tion diesem widerspreche.  

Abg. Sebastian Lechner (CDU) führte aus, dass 

der Ausschuss nur dann vom üblichen Verfahren 

abweichen wolle, wenn es um sehr dringende 

Sachverhalte gehe. Bezüglich des Themas „Si-

cherer Hafen“ würden aktuell auf Bundesebene 

und europäischer Ebene Gespräche geführt und 

auch Fortschritte erzielt. Insofern erkenne die 

CDU-Fraktion keine Dringlichkeit und widerspre-

che dem Antrag.  

Die SPD-Fraktion schloss sich dieser Sichtweise 

an.  

Der Ausschuss sah von einer Erweiterung 

der Tagesordnung ab und nahm in Aussicht, 

den Antrag zur Beschlussfassung auf die Ta-

gesordnung der nächsten Sitzung zu setzen.  

 

Parlamentarische Informationsreise nach Brüssel 

Nach kurzer Diskussion beschloss der Aus-

schuss, die für den 4. bis 6. Mai 2020 vorgese-

hene parlamentarische Informationsreise nach 

Brüssel mit Blick auf die jüngsten Entwicklungen 

im Zusammenhang mit der Ausbreitung des neu-

artigen Coronavirus abzusagen. Der Beschluss 

erfolgte einstimmig bei Enthaltung der Vertreterin 

der Fraktion von Bündnis 90/Die Grünen und des 

Vertreters der Fraktion der FDP.  

*** 
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Tagesordnungspunkt 1: 

Unterrichtung durch die Landesregierung 

über die Festnahme mutmaßlicher Mitglieder 

sowie Unterstützer einer rechtsterroristischen 

Vereinigung 

 

Der Ausschuss behandelte diesen Tagesord-

nungspunkt in einem vertraulichen Sitzungsteil. 

Darüber wird eine gesonderte Niederschrift er-

stellt.  

*** 
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Tagesordnungspunkt 2: 

Ergänzende Unterrichtung durch die Landes-

regierung bezüglich der Antwort auf die An-

frage „IS-Kämpfer auf niedersächsischen 

Straßen?“ (Drucksache 18/5434) der FDP-

Fraktion 

 

Der Ausschuss behandelte diesen Tagesord-

nungspunkt in einem vertraulichen Sitzungsteil. 

Darüber wird eine gesonderte Niederschrift er-

stellt.  

*** 
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Tagesordnungspunkt 3: 

Entwurf eines Gesetzes zu dem Staatsvertrag 

über die erweiterte Zuständigkeit der mit der 

Begleitung aufenthaltsbeendender Maßnah-

men betrauten Bediensteten in den Ländern 

Gesetzentwurf der Landesregierung - 

Drs. 18/5595 

direkt überwiesen am 17.01.2020 

federführend: AfIuS 

mitberatend: AfRuV 

zuletzt beraten: 73. Sitzung am 05.03.2020  

(Anhörung) 

 

Fortsetzung der Beratung 

RiVG Dr. Lodzig (GBD) sagte, dass der GBD im 

Zusammenhang mit dem vorliegenden Gesetz-

entwurf keine durchgreifenden verfassungsrecht-

lichen Bedenken geltend mache und deshalb auf 

das Erstellen einer Vorlage verzichtet habe.  

Weiter wies er darauf hin, dass mit dem Inkrafttre-

ten des Staatsvertrages eine Verringerung der 

parlamentarischen Kontrollmöglichkeiten einher-

gehe. Denn gemäß dem Staatsvertrag bleibe das 

entsendende Bundesland für die Tätigkeiten sei-

ner Verwaltungsvollzugsbeamten verantwortlich, 

selbst wenn diese Tätigkeit auf niedersächsi-

schem Territorium erfolge. In § 103 Abs. 2 NPOG 

sei dies anders geregelt. Wenn Polizeivollzugs-

beamte anderer Länder in Niedersachsen tätig 

würden, dann gälten diese Tätigkeiten als solche 

der niedersächsischen Polizeibehörden und un-

terlägen dann auch deren Weisung. Folglich trage 

letztlich der niedersächsische Innenminister für 

diese Tätigkeiten die Verantwortung. Im vorlie-

genden Staatsvertrag sei dies anders geregelt. 

Diesen Umstand wolle er lediglich zu bedenken 

geben.  

Abg. Rainer Fredermann (CDU) bedankte sich 

für den Hinweis des Vertreters des GBD. Weiter 

schlug er vor - auch mit Blick auf die Stellung-

nahmen der Landesaufnahmebehörde Nieder-

sachsen und der Landespolizei Niedersachsen -, 

den Gesetzentwurf unverändert anzunehmen.  

 

 

Beschluss 

Der Ausschuss empfahl dem Landtag, den Ge-

setzentwurf unverändert anzunehmen.  

Zustimmung:  SPD, CDU, GRÜNE, FDP, AfD 

Ablehnung:  - 

Enthaltung:  - 

Der Beschluss erging vorbehaltlich des Votums 

des mitberatenden Ausschusses für Rechts- und 

Verfassungsfragen. 

Berichterstattung (schriftlicher Bericht): Abg. 

Deniz Kurku (SPD). 

*** 
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Tagesordnungspunkt 4: 

Entwurf eines Gesetzes zur Einführung des 

8. Mai 2020 als Feiertag in das Niedersächsi-

sche Gesetz über die Feiertage 

Gesetzentwurf der Fraktion Bündnis 90/Die Grü-

nen - Drs. 18/3262 

erste Beratung: 44. Plenarsitzung am 27.03.2019 

federführend: AfIuS 

mitberatend: AfRuV 

zuletzt beraten: 62. Sitzung am 26.09.2019  

(Anhörung) 

 

Fortsetzung der Beratung 

Abg. Susanne Menge (GRÜNE) merkte an, dass 

es nun wohl kaum noch realisierbar sei, den Ge-

setzentwurf, der im Übrigen vom 19. März 2019 

datiere, noch zum 75. Jahrestag des Ende des 

Zeiten Weltkrieges am 8. Mai 2020 in Kraft treten 

zu lassen bzw. die für eine Umsetzung erforderli-

chen Maßnahmen rechtzeitig abzuschließen. Da-

von unbenommen könne der 8. Mai jedoch für die 

Folgejahre als Feiertag vorgesehen werden. Ber-

lin habe den Tag für 2020 zu einem einmaligen 

Feiertag erklärt. In Brandenburg sei der 8. Mai ein 

Gedenktag, und der DGB setze sich seit 2018 da-

für ein, diesen Tag als bundesweiten Feiertag 

einzurichten.  

Abg. Ulrich Watermann (SPD) sagte, der 8. Mai 

1945 sei ein Tag, dessen Auswirkungen sich nicht 

auf ein Bundesland beschränkten, sondern einer, 

der eine weit größere Bedeutung habe. Deswe-

gen vertrete die SPD-Fraktion die Meinung, dass 

die Frage, den 8. Mai als Feiertag einzuführen, 

bezogen auf eine bundesweite Lösung sicherlich 

eine Diskussion wert sei. Dies liege aber außer-

halb der Zuständigkeit des Niedersächsischen 

Landtages.  

Vor diesem Hintergrund trage die SPD-Fraktion 

den vorliegenden Gesetzentwurf für eine Einfüh-

rung in Niedersachsen nicht mit.  

Abg. Jens Ahrends (AfD) kündigte an, den Ge-

setzentwurf abzulehnen. Die Frage, ob dieser Tag 

ein gesetzlicher Feiertag werden solle, sehe er 

auch eher im Zuständigkeitsbereich des Bundes 

als in dem Niedersachsens angesiedelt.  

Die AfD-Fraktion würdige den 8. Mai 1945 durch-

aus als Tag der Befreiung vom Nationalsozialis-

mus. Insofern biete der Tag durchaus einen freu-

digen Anlass, um zu feiern. Aber für viele Men-

schen bedeute er auch den Beginn von Kriegsge-

fangenschaft, Verfolgung und Vertreibung. Letzt-

lich beinhalte der Tag also Licht und Schatten.  

Abg. Susanne Menge (GRÜNE) fragte, ob der 

Vertreter des GBD etwas über die Zuständigkei-

ten von Bund und Ländern bei der Einrichtung 

von Feiertagen sagen könne.  

RD Dr. Müller-Rüster (GBD) erklärte, ein rechtli-

ches Problem bezüglich der Zuständigkeit gebe 

es an dieser Stelle nicht. Ein Bundesland könne 

über die Einführung eines Feiertages sehr wohl 

für sein Gebiet entscheiden.  

Abg. Sebastian Lechner (CDU) bekräftigte, dass 

das Land durchaus für die landesweite Einfüh-

rung eines Feiertages zuständig sei. Aber die 

CDU-Fraktion vertrete die Position, dass in die-

sem Fall eine bundeseinheitliche Regelung wün-

schenswert sei. Sollte es auf Bundesebene die 

Diskussion geben, den Tag bundeseinheitlich als 

Feiertag vorzusehen, werde sich Niedersachsen 

dem sehr wohlwollend widmen.  

Ferner sei unstrittig, dass der 8. Mai 1945 ein be-

deutsames Datum sei. Die CDU-Fraktion erachte 

es als wichtig, ihm als Tag der Befreiung würdig 

zu gedenken. Der Landtag werde diesem Anlie-

gen sicherlich Folge leisten. Auch niedersachen-

weit sollte dieser Tag angemessen begangen 

werden.  

Nicht zuletzt müsse man sich aber auch mit Blick 

auf die Anhörung die grundsätzliche Frage stel-

len, ob ein denkwürdiger Tag tatsächlich immer 

zu einem Feiertag gemacht werden müsse, um 

ihn würdig zu begehen. Denn es gibt diesbezüg-

lich durchaus unterschiedliche Interessen, bei-

spielsweise gehe es auch um wirtschaftliche Be-

lange. Dies dürfe man nicht einfach beiseite-

schieben.  

Weiter wolle er darauf hinweisen, dass man sich 

angesichts der derzeitigen Situation bezüglich der 

Ausbreitung des neuartigen Coronavirus eher 

fragen müsse, wie man die Wirtschaft bestmög-

lich unterstützen könne, anstatt über einen zu-

sätzlichen Feiertag zu diskutieren.  

Abg. Susanne Menge (GRÜNE) erwiderte, sie 

wolle die Diskussion um den 8. Mai ungern mit 

noch nicht gebilligt (§ 95 Abs. 2 GO LT)
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der derzeitigen Lage bedingt durch die Ausbrei-

tung des neuartigen Coronavirus verknüpfen.  

Angesichts der grundsätzlich positiven Haltung 

der Koalitionsfraktionen gegenüber dem 8. Mai 

und dessen Einführung als Feiertag erkundigte 

sie sich, ob die Koalitionsfraktion denn Ideen zur 

Gestaltung des Tages hätten, die über den An-

satz, die Diskussion auf die Bundesebene zu ver-

schieben, hinausgingen.  

Abg. Ulrich Watermann (SPD) antwortete, die 

Landtagspräsidentin gedenke, den Tag beson-

ders zu gestalten. Aus seiner Sicht sei das ein 

würdiger Rahmen. Mit Blick auf die Ausbreitung 

von COVID-19 sei jedoch fraglich, ob eine öffent-

liche Veranstaltung zu diesem Zeitpunkt möglich 

sei. Er hoffe, dies werde der Fall sein.  

Prinzipiell sei es der SPD-Fraktion bei einer Ent-

scheidung bezüglich der Einführung eines Feier-

tags in Niedersachsen wichtig, abzuwägen, ob 

der Tag eine bundesweite Bedeutung habe oder 

nicht. Bezüglich landesweiter Entscheidungen sei 

es von Bedeutung, dass eine solche einen kirchli-

chen Bezug - wie jüngst beim Reformationstag - 

oder einen landesspezifischen Hintergrund habe.  

Abg. Dr. Marco Genthe (FDP) begrüßte eine 

würdige Gestaltung des Tages durch die Land-

tagspräsidentin und stimmte zu, dass dies sicher-

lich unter dem Vorbehalt der aktuellen Entwick-

lungen bezüglich COVID-19 stehe. Sofern es an-

gesichts der COVID-19-Situation möglich sei, hal-

te er es auch für sinnvoll, den Tag landesweit in 

irgendeiner Form in den Schulen zu begehen. 

Dies könne sicherlich seitens des Kultusministeri-

ums angeregt werden.  

Beschluss 

Der Ausschuss empfahl dem Landtag, den Ge-

setzentwurf abzulehnen. 

Zustimmung:  SPD, CDU, FDP, AfD 

Ablehnung:  GRÜNE 

Enthaltung:  -  

Der Beschluss erging vorbehaltlich des Votums 

des mitberatenden Ausschusses für Rechts- und 

Verfassungsfragen. 

Der Ausschuss verzichtete auf eine Berichterstat-

tung. 

*** 
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Tagesordnungspunkt 5: 

Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des 

Niedersächsischen Glücksspielgesetzes 

Gesetzentwurf der Landesregierung - 

Drs. 18/4945 

direkt überwiesen am 25.10.2019 

federführend: AfWAVuD 

mitberatend: AfRuV 

mitberatend gem. § 27 Abs. 4 Satz 1 GO LT:  

AfHuF 

mitberatend gem. § 28 Abs. 4 GO LT: AfIuS, 

AfSGuG 

 

Mitberatung 

Beratungsgrundlage: 

Vorlage 8 Anmerkungen und Formulierungs-

vorschläge des GBD 

Vorlage 9 Beratungsstand des Ausschusses 

für Arbeit, Wirtschaft, Verkehr und 

Digitalisierung 

MR Dr. Miller (GBD) umriss kurz den Beratungs-

stand im federführenden Ausschuss sowie in den 

anderen mitberatenden Ausschüssen. Abschlie-

ßend warf er die Frage auf, ob er den Beratungs-

stand bezüglich des gesamten Gesetzesvorha-

bens detailliert erläutern oder seine Ausführungen 

auf die den Zuständigkeitsbereich des Innenmi-

nisteriums tangierenden Punkte beschränken sol-

le.  

Der Ausschuss beschloss einstimmig, sich 

auf den Zuständigkeitsbereich des Innenminis-

teriums konzentrieren zu wollen.  

Daraufhin erläuterte MR Dr. Miller (GBD) den 

Vorschlag zu § 22 - Aufsicht - auf Seite 11 der 

Vorlage 9 und wies auf die diesbezügliche An-

merkung auf Seite 33 der Vorlage 8 hin. Der übri-

ge Inhalt des Gesetzentwurfs berühre den Zu-

ständigkeitsbereich des Innenministeriums nicht.  

Der Ausschuss zeigte sich mit dem Vor-

schlag einverstanden und schloss die Mitbera-

tung ab. Die Ausschussmitglieder kamen 

überein, dem federführenden Ausschuss für 

Wirtschaft, Arbeit, Verkehr und Digitalisierung 

sowie dem mitberatenden Ausschuss für 

Rechts- und Verfassungsfragen anstelle einer 

förmlichen Stellungnahme einen Auszug aus 

der Niederschrift zu diesem Tagesordnungs-

punkt zur Verfügung zu stellen. 

*** 

noch nicht gebilligt (§ 95 Abs. 2 GO LT)

http://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_18_05000/04501-05000/18-04945.pdf


Seite 16 Ausschuss für Inneres und Sport - 74. Sitzung am 12.März 2020 (öffentlicher Teil) 18. WP 

noch nicht gebilligt (§ 95 Abs. 2 GO LT)



18. WP Ausschuss für Inneres und Sport - 74. Sitzung am 12. März 2020 (öffentlicher Teil) Seite 17 

Tagesordnungspunkt 6: 

Gewalt gegen Kinder: Kinderschutz weiter-

entwickeln - Beratung stärken! 

Antrag der Fraktion der SPD und der Fraktion der 

CDU - Drs. 18/5640 

erste Beratung: 70. Plenarsitzung am 31.01.2020 

federführend: AfSGuG 

mitberatend gem. § 28 Abs. 4 i. V. m. § 39 Abs. 3 

Satz 1 GO LT: AfIuS 

 

Beginn der Mitberatung 

Abg. Ulrich Watermann (SPD) sagte, da die 

kommunale Ebene als Dienst- und Fachaufsicht 

von dem vorliegenden Antrag betroffen sei, bean-

trage er, die Arbeitsgemeinschaft der kommuna-

len Spitzenverbände dazu zu hören.  

Abg. Dr. Marco Genthe (FDP) schloss sich dem 

Antrag an.  

Zudem wies er darauf hin, dass der Entschlie-

ßungsantrag der Fraktion der FDP „Sexuellen 

Missbrauch von Kindern effektiv bekämpfen“ 

(Drs. 1533) derzeit noch in der Beratung sei. Er 

werbe stark dafür, diesen mit dem vorliegenden 

Antrag zu einem umfassenden, fraktionsübergrei-

fend getragenen Antrag zu fusionieren. Er habe 

sehr großes Interesse, dort zu einem Konsens zu 

kommen. Denn dieses Thema eigne sich nicht für 

eine politische Auseinandersetzung.  

Der Ausschuss beschloss einstimmig, die  

Arbeitsgemeinschaft der kommunalen Spit-

zenverbände zu einer Anhörung einzuladen. 

*** 

noch nicht gebilligt (§ 95 Abs. 2 GO LT)

http://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_18_07500/05501-06000/18-05640.pdf
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Tagesordnungspunkt 7: 

Beschlussfassung über einen Antrag auf er-

gänzende Unterrichtung durch die Landesre-

gierung bezüglich der Verhaftung des Koope-

rationsanwalts der deutschen Botschaft in 

Ankara 

 

Abg. Susanne Menge (GRÜNE) führte aus, dass 

die Landesregierung in der schriftlichen Unterrich-

tung eine Frage unter Verweis auf die Vertrau-

lichkeit nicht beantwortet habe. Insofern beantra-

ge sie eine ergänzende Unterrichtung in vertrauli-

cher Sitzung des Ausschusses, um diese Frage 

mündlich stellen zu können.  

Abg. Sebastian Lechner (CDU) sagte, die Koali-

tionsfraktionen würden dem Antrag zustimmen.  

Der Ausschuss folgte dem Antrag der Frakti-

on von Bündnis 90/Die Grünen einstimmig. 

*** 

noch nicht gebilligt (§ 95 Abs. 2 GO LT)
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Tagesordnungspunkt 8: 

Beschlussfassung über einen Antrag auf Un-

terrichtung durch die Landesregierung zu den 

Erkenntnissen und Einschätzungen hinsicht-

lich personeller und baulicher Sicherheitsvor-

kehrungen in jüdischen Einrichtungen in Nie-

dersachsen 

 

Abg. Susanne Menge (GRÜNE) bat um Unter-

stützung für den Antrag der Fraktion von Bünd-

nis 90/Die Grünen.  

Abg. Sebastian Lechner (CDU) sagte, seiner 

Kenntnis nach, fielen die baulichen Sicherheits-

vorkehrungen in den Verantwortungsbereich des 

Kultusministeriums. Mittel zur entsprechenden Er-

tüchtigung der baulichen Einrichtung flössen über 

das Kultusministerium an die jüdischen Einrich-

tungen. Insofern sei ein solcher Antrag besser im 

Kultusausschuss zu stellen.  

Die polizeilichen Schutzmaßnahmen gehörten 

dagegen sehr wohl in den Zuständigkeitsbereich 

des Innenministeriums. Zu diesem Thema habe 

aber Landespolizeidirektor Knut Lindenau in der 

63. Sitzung am 17. Oktober 2019 bereits sehr um-

fassend unterrichtet.  

Vor diesem Hintergrund sei aus Sicht der Koaliti-

onsfraktionen keine Frage mehr offen, die den In-

nenausschuss betreffe. 

Vors. Abg. Thomas Adasch (CDU) ergänzte, 

dass die Landesregierung damals auch mitgeteilt 

habe, dass sie von sich aus unterrichten würde, 

sofern sich dort Änderungen ergäben.  

Abg. Jens Ahrends (AfD) schloss sich den Aus-

führungen seiner beiden Vorredner an und kün-

digte an, dem Antrag auf Unterrichtung vor die-

sem Hintergrund nicht folgen zu wollen.  

Abg. Susanne Menge (GRÜNE) führte aus, aus 

ihrer Sicht liege die Veränderung in der Zustän-

digkeit der beiden Landesverbände, dem Lan-

desverband der Jüdischen Gemeinden von Nie-

dersachsen und dem Landesverband der Israeli-

tischen Kultusgemeinden von Niedersachsen. 

Dies sei problematisch, da sich beide Verbände in 

der Frage, wie und in welchem Umfang Sicher-

heitsvorkehrungen vorgenommen werden sollten, 

nicht einig seien. Aus ihrer Sicht sei es die Aufga-

be des Staates, an dieser Stelle einen Rahmen 

zu setzen. Dies sollte nicht zwei Verbänden über-

lassen werden.  

Abg. Ulrich Watermann (SPD) erläuterte, dass 

die beiden Landesverbände Mittel vom Kultusmi-

nisterium erhielten und diese Mittel über die politi-

sche Liste aufgestockt worden seien. Die einzel-

nen jüdischen Gemeinden müssten dann die Mit-

tel für ihre Baumaßnahmen bei den beiden Lan-

desverbänden beantragen. Bisher habe er nicht 

von Problemen aufgrund divergierender Auffas-

sungen in diesem Bereich gehört. Über die Praxis 

habe das Kultusministerium entschieden. Insofern 

empfehle er, den Antrag im Kultusausschuss zu 

adressieren.  

Abg. Susanne Menge (GRÜNE) erwiderte, ihres 

Wissens scheint es, widersprüchliche Haltungen 

bezüglich der Sicherung von Gebäuden zu ge-

ben. Das Landeskriminalamt (LKA) habe eine be-

stimmte Vorstellung, wie Gebäude gesichert wer-

den müssten, während andere die Meinung ver-

träten, dies sei in dem Umfang gar nicht notwen-

dig. Insofern sei ihr dringender Appell, auf die 

Verbände zuzugehen und dies zu hinterfragen.  

Der Antrag sei im Innenausschuss gestellt wor-

den, weil es auch um die Einschätzung des LKA 

gehe.  

Abg. Ulrich Watermann (SPD) bestätigte den 

Eindruck, dass die beiden Landesverbände die 

Gefährdungslage unterschiedlich einschätzten. 

Dies halte er allerdings für weniger problematisch, 

solange es innerhalb der Verbände keine unter-

schiedlichen Auffassungen gebe. Ob allerdings 

die Förderung von baulichen Maßnahmen in den 

beiden Verbänden auch unterschiedlich gehand-

habt werde, müsste gegebenenfalls hinterfragt 

werden.  

Vors. Abg. Thomas Adasch (CDU) verwies die 

Antragstellerin bezüglich der Frage nach den po-

lizeilichen Sicherheitsvorkehrungen auf den ver-

traulichen Teil der Niederschrift der 63. Sitzung 

und schlug vor, die Frage, ob es Probleme bezüg-

lich der Frage gebe, welche Gebäudesicherung 

angemessenen sei, zunächst zur Klärung an das 

Landespolizeipräsidium weiterzugeben.  

POR Obst (MI) sicherte zu, die Frage weiterzulei-

ten.  

Abg. Susanne Menge (GRÜNE) zeigte sich mit 

dem Vorgehen einverstanden.  

*** 

noch nicht gebilligt (§ 95 Abs. 2 GO LT)
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